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ie EU-Kommission hat ihr de facto Mora-

torium für die Zulassung von gentechnisch verän-
derten Organismen (GVO) im Sommer 2003 mit 
einem Erlass aufgehoben. Zukünftig soll das Ne-
beneinander zwischen GVO einsetzenden Land-
wirten und ihren konventionellen oder biolo-
gischen Berufskollegen möglich sein. Allerdings 
scheint die propagierte Koexistenz in der Praxis 
kaum realisierbar zu sein. Untersuchungen in 
Nordamerika zeigen, dass trotz großer Be-
triebsstrukturen ein Nebeneinander kaum funkti-
oniert. Angesichts der vergleichsweise kleinbe-
trieblichen Agrarstruktur in Deutschland stellt 
sich die Frage, wie hier eine gentechnikfreie 
Landwirtschaft gesichert werden kann. Das im 
Entwurf vorliegende Gentechnikgesetz der Bun-
desregierung leistet hierzu nur einen einge-
schränkten Beitrag.

 Gentechnikfreie regionen
Daher gründen Landwirte in ganz Deutschland 
auf Grundlage von freiwilligen Selbstverpflich-
tungserklärungen seit Anfang des Jahres vermehrt 
gentechnikfreie Regionen. Sie verzichten auf den 
wissentlichen Einsatz von GVO in der Tier- und 
Pflanzenproduktion. Eine der ersten und gleich-
zeitig größten Regionen ist die in Brandenburg 
gelegene gentechnikfreie Region Uckermark-
Barnim. Sie hat sich am siebten Januar 2004 kon-
stituiert und umfasst mittlerweile 38 konventio-
nell und ökologisch wirtschaftende Landwirte, die 
zusammen 15.600 Hektar landwirtschaftliche 
Nutzfläche bewirtschaften (1).
Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung 
führt eine Sondierungsstudie zu Gentechnikfreien 
Regionen in Deutschland durch (2). Modellregi-
on ist dabei der regionale Zusammenschluss im 
nordöstlichen Brandenburg. Die Studie zielt auf 
dreierlei: Erstens werden konkrete Umsetzungs-

vorschläge für die Modellregion erarbeitet, zwei-
tens werden die politisch-rechtlichen und regio-
nalen Rahmenbedingungen analysiert und drittens 
wird die generelle Umsetzbarkeit von GVO-freien 
Regionen in Deutschland sondiert. Dieser Beitrag 
stellt ein Zwischenfazit dar. Er gibt erste Erfah-
rungen in der Modellregion wieder sowie mög-
liche weitergehende Strategien, die eine langfri-
stige Belastbarkeit von gentechnikfreien Regionen 
gewährleisten können. 

 erfahrungen der modellregion 
Die Modellregion unterliegt zurzeit einer dyna-
mischen Expansionsentwicklung, die durch zwei 
Aspekte definiert wird: erstens durch eine hohe 
interne Integrationsbereitschaft und zweitens 
durch einen starken Außendruck. Integrierender 
Konsens unter den Landwirten ist der Verzicht auf 
den Einsatz von GVO. Ging diese Idee ursächlich 
von ökologisch wirtschaftenden Landwirten aus, 
so sind inzwischen auch konventionelle Betriebe 
mit an der Initiative beteiligt. Es hat sich eine In-
teressengemeinschaft konstituiert, in der sich 
heterogene Teilnahmemotivationen – ethische, 
ökologische sowie ökonomische – treffen, was 
von den Teilnehmern positiv bewertet wird. Denn 
es gilt ausdrücklich den Eindruck zu vermeiden, 
sich zu stark über ein ökologisches Selbstver-
ständnis zu definieren, da sonst eine Vielzahl von 
Landwirten ausgeschlossen würde. Auch von Ak-
teuren aus der Region kommen mittlerweile Un-
terstützungsbekundungen. Diese werden von den 
Landwirten derzeit sondiert, wobei auf eine mög-
lichst große Eigenständigkeit und Unabhängigkeit 
der Gentechnikfreien Region geachtet wird. 
Neben der internen Integrationsbereitschaft ist es 
auch der hohe Außendruck, der die regionale 
Kooperation schnell wachsen lässt. Abgesehen 
von den bis dato unvorhersehbaren Risiken für 
Mensch und Natur, sind es die fehlenden Rege-
lungen der Koexistenz, die die Landwirte zur Teil-

nahme treibt. Weder die Frage der Haftung im 
Falle einer Kontamination, noch die „gute fach-
liche Praxis“ sind im Detail geregelt. Folge ist, 
dass sowohl die Unsicherheit hinsichtlich der fi-
nanziellen Risiken als auch der Konsens über die 
Notwendigkeit einer selbst initiierten regionalen 
Gegenmaßnahme umfassend sind. Die große me-
diale Zuwendung ist dabei ebenfalls förderlich.  

 hemmnisse und Gefahren 
Ziel der Gentechnikfreien Region Uckermark-
Barnim ist es, die Eintrittsschwelle so niedrig wie 
möglich zu halten, um möglichst viele Landwirte 
zu akquirieren. Dies birgt zum jetzigen Zeitpunkt 
zwar den Vorteil eines Expansionspotenzials, 
bringt aber zwei Gefahren mit sich. Einerseits 
kann eine zunehmende Teilnehmerzahl zu einer 
Reduktion der Steuerbarkeit führen. Um dem ent-
gegenzuwirken wurden ein Sprecherrat und ein 
Projektbüro installiert, das für die organisato-
rische Betreuung verantwortlich ist. Anderseits 
korrespondiert die leichte Eintrittsmöglichkeit 
mit einer niedrigen Austrittsschwelle. Die Selbst-
verpflichtungserklärung verlängert sich automa-
tisch nur um ein Jahr, so dass sich der momentan 
bestehende Konsens jederzeit auflösen kann. 
Diese Gefahr stellt sich jedoch noch nicht. Sie wird 
erst akut, wenn der Außendruck abnimmt. Dann 
wird das konsensuale Fundament der Region eine 
erste Belastungsprobe erfahren. Die Haftungsfrage 
könnte dabei entscheidend sein. Sie wird im neuen 
Gentechnikgesetzentwurf nach dem Verursacher-
prinzip geregelt. Das macht es für den einzelnen 
Landwirt wenig attraktiv GVO einzusetzen, da die 
finanziellen Risiken nicht absehbar sind. Würde 
hier aber, wie vom Deutschen Bauernverband ge-
fordert, eine Fondslösung implementiert werden, 
die sowohl die Prozesskosten als auch die Scha-
denskosten auf vielfältige Akteure wie Saatgutindu-
strie oder Landwirte umlegt, wäre das finanzielle 
Risiko für den Einzelnen geringer und damit der 
Anreiz GVO einzusetzen höher. 

 andere regionen 
Da die gesetzliche Unsicherheit bundesweit gleich 
ist, ist die Einrichtung von GVO-freien Regionen 
durch eine hohe Dynamik gekennzeichnet. In 
Deutschland waren es im März 2004 rund 15 Re-
gionen, die sich als gentechnikfrei bezeichnen, 
wobei die Tendenz zunehmend ist. Es zeichnen 
sich dabei verschiedene Herangehensweisen ab. 
So hat man sich in Mecklenburg-Vorpommern, 
ähnlich wie in der Uckermark, selbst organisiert. 
Im Biosphärenreservat Spreewald wiederum geht 
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Instrumente für eine sichere Landwirtschaft? 

Gentechnikfreie Regionen
seit 2003 wird die koexistenz aller landwirtschaftlichen anbauformen  
gefordert. das beinhaltet auch den einsatz von gentechnisch veränderten  
organismen. ein räumliches nebeneinander ist in der praxis jedoch kaum  
realisierbar. daher gründen sich vermehrt gentechnikfreie regionen auf Basis 
von selbstverpflichtungserklärungen. sie sollen die regionale freiheit von  
gentechnisch veränderten organismen sichern.
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die Initiative von Seiten der Reservatsverwaltung 
aus. In Bayern sind es in erster Linie die überge-
ordneten Bauernverbände, die zur GVO-Freiheit 
aufrufen. Hinsichtlich der Selbstverpflichtungser-
klärung ist ebenfalls eine kaum zu überschauen-
de Vielfalt zu konstatieren. Sie reichen von Mini-
malerklärung bis hin zu relativ umfassenden Er-
klärungen. Auch bezüglich der landwirtschaft-
lichen Strukturen sind große regionale Unter-
schieden vorhanden. Den großbetrieblichen 
Strukturen im Norden und im Osten Deutschlands 
stehen die eher kleinbetrieblichen Agrarstruk-
turen in Süddeutschland gegenüber. Welche 
Hemmnisse und Potentiale mit der organisato-
rischen, inhaltlichen und regionalen Vielfalt ver-
bunden sind, wird in einem nächsten Schritt der 
Studie evaluiert werden. Ziel ist herauszuarbeiten, 
welcher organisatorische Ansatz hinsichtlich wel-
cher agrarstrukturellen Voraussetzung praktika-
bel erscheint.

 weiterführende strategien
Um eine langfristige Etablierung von Gentech-
nikfreien Regionen zu sichern, genügt es nicht 
auf die momentane Dynamik zu vertrauen. Viel-
mehr gilt es die derzeitige Transitionsphase zu 
nutzen. Dafür sind durchaus Ansatzmöglich-
keiten vorhanden. Die Freisetzungsrichtlinie 
(2001/18) und die Verordnung zu gentechnisch 
veränderten Lebens- und Futtermitteln (1929/ 
2003) der EU ermöglicht es kleinräumige, auf 
konkrete Erzeugnisse bezogene Schutzräume 
auszuweisen. Demnach wäre es vorstellbar, Re-
gionen zu deklarieren, in denen GVO-freies 

Saatgut erzeugt wird. Hier könnten Bund und 
Länder eingreifen, um die Reinheit des GVO-
freien Saatguts durch die Ausweisung geschlos-
sener Anbaugebiete sicherzustellen (SaatVerkG 
1985 § 29). Einen anderen Anpassungsweg gibt 
der Entwurf des Gentechnik-Vorsorgegesetzes 
des österreichischen Bundeslandes Kärnten vor. 
Hier wird innerhalb naturschutzrechtlich beson-
ders geschützter Bereiche eine ausgewiesene 
GVO-Freiheit geregelt. 
In den Regionen können durch strategische Alli-
anzen Synergieeffekte freigesetzt werden, die so-
wohl die wirtschaftliche Rentabilität der GVO-
Freiheit fördern als auch eine organisatorische 
Handlungsfähigkeit der Region sicherstellen. Hier 
bieten sich Entwicklungskonzepte und Manage-
mentstrukturen der LEADER+- sowie der Region 
aktiv-Programme an. Dazu werden in der Modell-
region erste Gespräche geführt. 
Mittelfristig aber können solche Regionen nur 
durch die Entwicklung einer ökonomischen Per-
spektive belastbar sein. Besonders die vermehrte 
Saatgutproduktion, die Nutzung von GVO-freien 
Regionen als Referenzflächen für das Monitoring, 
die Entwicklung eines eigenen Gütesiegels sowie 
die touristische Vermarktung solcher Regionen 
sind anzugehen. Dafür bedarf es allerdings ein-
heitlicher Kontrollmechanismen. Wie kann die 
GVO-Freiheit einer ganzen Region gegenüber 
wirtschaftlichen Unternehmen garantiert werden? 
Hierzu sind entweder zuverlässige regionale Me-
chanismen oder bundesweite Verfahrenswege zu 
implementieren. 

Das sich auftuende Zeitfenster gilt es weiterhin 
konsequent in Wert zu setzen und potentielle stra-
tegische Partner zu akquirieren. Mit der zuneh-
menden Vernetzung geht allerdings zwangsläufig 
ein Kontrollverlust auf Seiten der Landwirte ein-
her. Dieses Moment ist gerade hinsichtlich der 
Motivation nicht zu unterschätzen. Sie könnte 
dann schnell wieder rückläufig sein. Der Erfolg 
solcher Regionen wird aber weiterhin primär von 
Landwirten abhängig sein. Gentechnikfreie Regi-
onen können nur dann standfest sein, wenn Koo-
perationsformen gefunden werden, die dem 
Spannungsverhältnis von regionaler Eigenständig-
keit auf Seiten der Landwirte und der Forderung 
nach verlässlichen Kontrollmechanismen auf Sei-
ten der Wirtschaft gerecht werden, um einen öko-
nomischen Mehrwert für beide zu erzielen. 
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